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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Dezember 1961 

7 — 80603 — 6522/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 44. Tagung 
vom 1. bis 23. Juni 1960 in Genf 

1. das Übereinkommen 115 über den Schutz der Arbeitneh- 
mer vor ionisierenden Strahlen, 

2. die Empfehlung 113 betreffend die Beratung und Zusam- 
menarbeit zwischen den Staatsorganen und den Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbänden in einzelnen Wirt- 
schaftszweigen und im gesamtstaatlichen Rahmen, 

3. die Empfehlung 114 betreffend den Schutz der Arbeitneh- 
mer vor ionisierenden Strahlen 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Ziffern 5 bis 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (BGBl. II 1957 
S. 317) verpflichtet, spätestens innerhalb einer Frist von 18 Mo- 
naten nach Abschluß der 44. Tagung der Internationalen Ar- 
beitskonferenz das obengenannte Übereinkommen und die 
Empfehlungen dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat 
vorzulegen. Diese Frist läuft am 22. Dezember 1961 ab. 

Anbei übersende ich daher den von der Übersetzungskonferenz 
beschlossenen deutschen Wortlaut des Übereinkommens 115 
und der Empfehlungen 113 und 114 nebst Stellungnahmen der 
Bundesregierung hierzu. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister 
für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerci, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 103 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 

Übereinkommen 115 


Übereinkommen 

über den Schutz der Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 1. Juni 1960 zu ihrer vierundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend den Schutz der Arbeitnehmer 
vor ionisierenden Strahlen, eine Frage, die den 
vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
eines internationalen Übereinkommens erhal- 
ten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1960, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über den Strahlenschutz, 1960, bezeichnet wird. 


TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, das dieses Übereinkommen ratifiziert, ver- 
pflichtet sich, es im Wege der Gesetzgebung, durch 
zusammengefaßte Richtlinien für die Praxis oder 
mittels anderer geeigneter Maßnahmen durchzufüh- 
ren. Bei der Durchführung des Übereinkommens hat 
die zuständige Stelle Vertreter der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer anzuhören. 


Artikel 2 

1. Dieses Übereinkommen gilt für alle Tätig- 
keiten, bei denen Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit 
ionisierenden Strahlen ausgesetzt werden. 

2. Dieses Übereinkommen gilt weder für die- 
jenigen radioaktiven Stoffe in umschlossener oder 
offener Form noch für diejenigen ionisierende Strah- 
len erzeugenden Geräte, welche auf Grund der ge- 
ringfügigen Dosen ionisierender Strahlen, die von 


ihnen empfangen werden können, nach einer der 
in Artikel 1 vorgesehenen Methoden zur Durchfüh- 
rung des Übereinkommens von seiner Anwendung 
ausgenommen werden. 


Artikel 3 

! 1. Nach dem jeweiligen Stand der Erkenntnisse 

! sind alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um 
j einen wirksamen Schutz der Arbeitnehmer vor 
: ionisierenden Strahlen im Hinblick auf ihre Gesund- 
' heit und Sicherheit zu gewährleisten. 

2. Zu diesem Zweck sind die notwendigen Vor- 
I Schriften zu erlassen und Maßnahmen zu treffen 
I und die für einen wirksamen Schutz wesentlichen 

' Daten zur Verfügung zu stellen. 

1 

3. Um einen solchen wirksamen Schutz zu ge- 
währleisten, 

a) haben die Maßnahmen zum Schutz der Ar- 
beitnehmer vor ionisierenden Strahlen, die 

j ein Mitglied nach der Ratifikation des 

1 Übereinkommens trifft, den Bestimmungen 

des Übereinkommens zu entsprechen; 

b) hat das betreffende Mitglied die von ihm 
vor der Ratifikation des Übereinkommens 
getroffenen Maßnahmen so bald als mög- 
lich abzuändern, damit sie dessen Bestim- 
mungen entsprechen, und in gleicher Weise 
die Abänderung anderer Maßnahmen zu 
fördern, die im Zeitpunkt der Ratifikation 
bestehen; 

c) hat das betreffende Mitglied dem General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes 

I bei der Ratifikation des Übereinkommens 

j eine Erklärung zu übermitteln, in der es 

angibt, in welcher Weise und auf welche 
Kategorien von Arbeitnehmern die Bestim- 
I mungen des Übereinkommens Anwendung 

j finden, und in seinen Berichten über die 

Durchführung des Übereinkommens die da- 
I bei erzielten Fortschritte anzugeben; 

d) hat der Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Ablauf von drei Jahren 
nach dem erstmaligen Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens der Konferenz einen be- 
sonderen Bericht über die Durchführung 
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des Unterabsatzes b dieses Absatzes vor- 
zulegen und darin die Vorschläge zu unter- 
breiten, die er im Hinblick auf weitere ent- 
sprechende Maßnahmen für angebracht er- 
achtet. 


TEIL II 

Schutzmaßnahmen 
Artikel 4 

Die in Artikel 2 genannten Tätigkeiten sind in 
der Weise zu gestalten und auszuführen, daß der 
in diesem Teil des Übereinkommens vorgesehene 
Schutz gewährleistet ist. 


Artikel 5 

Alle Anstrengungen sind zu unternehmen, um die 
Einwirkung ionisierender Strahlen, der die Arbeit- 
nehmer ausgesetzt werden, auf das erreichbare 
Mindestmaß zu beschränken; jede unnötige Einwir- 
kung ist von allen Beteiligten zu vermeiden. 


Artikel 6 

1. Die höchstzulässigen Dosen ionisierender 
Strahlen, die von Quellen außerhalb oder innerhalb 
des Körpers ausgehen, sowie die höchstzulässigen 
Mengen von radioaktiven Stoffen, die in den Kör- 
per gelangen können, sind nach den Bestimmungen 
des Teils I dieses Übereinkommens für die verschie- 
denen Kategorien von Arbeitnehmern festzusetzen. 

2. Diese höchstzulässigen Dosen und Mengen 
sind nach dem Stand der neuesten Erkenntnis^se 
laufend zu überprüfen. 


Artikel 7 

1. Für Arbeitnehmer, die direkt bei Strahlen- 
arbeiten beschäftigt sind, sind gemäß Artikel 6 ge- 
eignete Werte festzusetzen, und zwar 

a) einerseits für Arbeitnehmer im Alter von 
achtzehn Jahren und darüber; 

b) andererseits für Arbeitnehmer unter acht- 
zehn Jahren. 

2. Arbeitnehmer unter sechzehn Jahren dürfen 
nicht bei Arbeiten beschäftigt werden, die mit der 
Verwendung ionisierender Strahlen verbunden sind. 

Artikel 8 

Für Arbeitnehmer, die nicht direkt bei Strahlen- 
arbeiten beschäftigt sind, aber an Orten sich auf- 
halten oder Vorbeigehen, wo sie der Einwirkung 
ionisierender Strahlen oder radioaktiver Stoffe aus- 
gesetzt werden können, sind gemäß Artikel 6 ge- 
eignete Werte festzusetzen. 


Artikel 9 

1. Um auf das Bestehen einer Gefährdung durch 
ionisierende Strahlen hinzuweisen, sind geeignete 
Warnzeichen zu verwenden. Den Arbeitnehmern 
sind alle in diesem Zusammenhang notwendigen 
Aufklärungen zu geben. 

2. Alle direkt bei Strahlenarbeiten beschäftigten 
Arbeitnehmer sind vor und während der Ausübung 
einer solchen Beschäftigung über die zum Schutz 
ihrer Gesundheit und für ihre Sicherheit zu tref- 
fenden Vorsichtsmaßnahmen und über deren 
Gründe angemessen zu unterrichten. 


Artikel 10 

Die Gesetzgebung hat vorzuschreiben, daß Arbei- 
ten, bei denen Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit ioni- 
sierenden Strahlen ausgesetzt werden, in der von 
ihr bestimmten Weise angezeigt werden. 


Artikeln 

Zur Messung der Einwirkung ionisierender 
I Strahlen und radioaktiver Stoffe, der die Arbeit- 
I nehmer ausgesetzt werden, ist eine geeignete 
i Überwachung der Arbeitnehmer und der Arbeits- 
I Stätten durchzuführen, um festzustellen, daß die 
I festgesetzten Werte eingehaltcn werden. 


Artikel 12 

I Alle direkt bei Strahlenarbeiten beschäftigten 
j Arbeitnehmer haben sich vor oder kurz nach der 
I Aufnahme solcher Arbeiten einer geeigneten ärzt- 
; liehen Untersuchung und in der Folge in angemes- 
I senen Zeitabständen weiteren ärztlichen Unter- 
! suchungen zu unterziehen. 


Artikeln 

I Nach einer der in Artikel 1 dieses Ubereinkom- 
I mens vorgesehenen Durchführungsmethoden sind 
j die Umstände zu bestimmen, unter denen auf Grund 
I der Natur oder des Grades der Strahleneinwirkung 
unverzüglich folgende Maßnahmen zu veranlassen 
I sind: 

' a) der Arbeitnehmer hat sich einer geeigneten 
i ärztlichen Untersuchung zu unterziehen; 

i 

b) der Arbeitgeber hat der zuständigen Stelle 
gemäß deren Richtlinien Anzeige zu machen; 

i 

c) in Strahlenschutzfragen sachkundige Personen 

j haben die Bedingungen zu untersuchen, unter 

denen der Arbeitnehmer seine Arbeit verrich- 
tet; 

d) der Arbeitgeber hat auf Grund des technischen 
Befundes und der ärztlichen Ratschläge alle 
erforderlichen Abhilfemaßnahmen zu treffen. 
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Artikel 14 


Artikel 19 


Kein Arbeitnehmer darf entgegen einem von be- 
rufener Seite abgegebenen ärztlichen Gutachten mit 
einer Arbeit beschäftigt oder weiterbeschäftigt wer- 
den, bei der er ionisierenden Strahlen ausgesetzt 
werden könnte. 


Artikel 15 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, verpflichtet sich, geeignete Aufsichtsdienste 
mit der Überwachung der Anwendung seiner Be- 
stimmungen zu betrauen oder sich zu vergewissern, 
daß eine angemessene Aufsicht gewährleistet ist. 


TEIL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 16 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 


Artikel 17 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate, nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 18 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von fünf Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von fünf Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von fünf Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 


1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Ein- 
tragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die 
ihm von den Mitgliedern der Organisation mitge- 
teilt werden. 

I 2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
I Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
! zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 


Artikel 20 


I 


Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikati- 
onen und Kündigungen. 


' Artikel 21 

I Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
I amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
i meinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
i führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
i zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
: weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
I ferenz gesetzt werden soll. 


Artikel 22 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

I a) Die Ratifikation des neugefaßten überein- 

I kommens durch ein Mitglied schließt ohne 

j weiteres die sofortige Kündigung des vor- 

I liegenden Übereinkommens in sich ohne 

i Rücksicht auf Artikel 18, vorausgesetzt, 

1 daß das neugefaßte Übereinkommen in 

j Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neu- 
gefaßten Übereinkommens an kann das 
vorliegende Übereinkommen von den Mit- 
gliedern nicht mehr ratifiziert werden. 

' 2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 

men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neuge- 
faßte Übereinkommen ratifiziert haben. 

; A r t i k e 1 23 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
[ gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem Übereinkommen 115 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über den Schutz der Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen 


Das Dbereinkommeii 115 regelt den Schutz der 
Arbeitnehmer, die bei ihrer Arbeit ionisierenden 
Strahlen ausgesetzt werden. Das Übereinkommen 
beinhaltet somit den Schutz sowohl vor Strahlen 
radioaktiver Stoffe als auch vor Röntgenstrahlen. 

Nach Artikel 1 des Übereinkommens sind die Mit- 
glieds laaten im Falle der Ratifikation verpflichtet, 
das Übereinkommen im Wege der Gesetzgebung, 
durch zusammengefaßte Richtlinien für die Praxis 
oder mittels anderer geeigneter Maßnahmen durch- 
zuführen. 

Die Einholung der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften nach Artikel 59 Abs. 2 GG sollte aus 
folgenden Erwägungen zurückgestellt werden: 

Die in der Bundesrepublik zum Schutze der Arbeit- 
nehmer gegen die Strahlen radioaktiver Stoffe ein- 
schließlich radioaktiver Mineralien und der Kern- 
brennstoffe geltenden Bestimmungen entsprechen 
den materiellen Bestimmungen des Übereinkommens 
und gehen teilweise weit über diese hinaus. Für 
die Bundesrepublik sind das Gesetz über die fried- 
liche Verwendung der Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) vom 23. Dezem- 
ber 1959 (BGBl. I S. 814) und die Erste Verordnung 
über den Schutz vor Schäden durch Strahlen radio- 
aktiver Stoffe (Erste Strahlenschutzverordnung) 
vom 24. Juni 1960 (BGBl. I S. 430) erlassen worden. 

Andererseits bestehen gewisse Unterschiedlich- 
keiten zwischen Bestimmungen des Übereinkom- 
mens und den für die Bundesrepublik verbindlichen 
Richtlinien des Rates der Europäischen Atom- 
gemeinschaft zur Festlegung der Grundnormen für 
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der 
Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender 
Strahlen vom 2. Februar 1959 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 221). 

Ein solcher Widerspruch besteht zwischen Artikel 12 
des Übereinkommens und Artikel 24 § 1 der Eura- 
tom-Richtlinien. Nach Artikel 12 des Übereinkom- 
mens ist zu bestimmen, daß sich alle direkt bei 
Strahlenarbeiten beschäftigten Arbeitnehmer vor 
oder kurz nach der Aufnahme solcher Arbeiten einer 


geeigneten ärztlichen Untersuchung und in der 
, Folge in angemessenen Zeitabständen weiteren 
^ ärztlichen Untersuchungen zu unterziehen haben. 

i Nach Artikel 24 § 1 der Euratom-Richtlinien dürfen 
' dagegen Arbeitskräfte keinen Arbeitsplatz erhalten, 
an dem sie ionisierenden Strahlen ausgesetzt sind, 

I wenn der ärztliche Befund dem entgegensteht. Eine 
' entsprechende Regelung enthalten §§ 46 ff. der 
Ersten Strahlenschutzverordnung. Der Arbeitgeber 
; darf danach einem Arbeitnehmer den Umgang mit 
I radioaktiven Stoffen nur erlauben, ihn in Kontroll- 
bereichen nur beschäftigen und ihn nach Ablauf von 
6 Monaten nur weiterbeschäftigen, wenn dieser vor 
Beginn des Umgangs oder der Beschäftigung und 
später von einem ermächtigten Arzt untersucht und 
dem Arbeitgeber eine von diesem Arzt ausgestellte 
Bescheinigung vorgelegt worden ist, nach der dem 
Umgang, der Beschäftigung oder der Weiterbeschäf- 
i tigung keine gesundheitlichen Bedenken entgegen- 
; stehen. 

Die Vorschrift des Artikels 12 des Übereinkommens 
richtet sich an den Arbeitnehmer, während die o. g. 
Vorschriften der Euratom-Richtlinien bzw. § 46 der 
Ersten Strahlenschutzverordnung ein Beschäftigungs- 
verbot gegenüber dem Arbeitgeber aussprechen. 

Artikel 7 Abs. 1 Buchstabe b und Absatz 2 des 
! Übereinkommens sieht vor, daß für mit bestimmten 
; Arbeiten beschäftigte Arbeitnehmer unter 18 Jahren 
1 Strahlendosen festzusetzen sind und daß Arbeitneh- 
I mer unter 16 Jahren nicht mit strahlenexponiertcn 
i Arbeiten beschäftigt werden dürfen. Demgegenüber 
bestimmt Artikel 6 Abs. 2 der für die Bundesrepu- 
blik verbindlichen Euratom-Richtlinien, daß keine 
Person vor Vollendung des 18. Lebensjahres eine 
Tätigkeit ausüben darf, bei der sie beruflich der 
Gefahr ionisierender Strahlen ausgesetzt ist. 

Insbesondere die o. g. Unterschiedlichkeiten zwi- 
schen den Vorschriften des Übereinkommens 115 
und den Euratom-Richtlinien lassen es geboten er- 
i scheinen, das Vorgehen hinsichtlich des Überein- 
kommens mit den übrigen Mitgliedstaaten abzu- 
stimmen, um die dem Euratom-Vertrag entspre- 
i chende einheitliche Handhabung des Strahlen- 
! Schutzrechts nicht zu gefährden. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 

Empfehlung 113 


Empfehlung betreffend die Beratung und Zusammenarbeit 
zwischen den Staatsorganen und den Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbänden in einzelnen Wirtschaftszweigen 
und im gesamtstaatlichen Rahmen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

1. Juni 1960 zu ihrer vierundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend die Beratung und Zusammen- 
arbeit zwischen den Staatsorganen und den 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden in 
einzelnen Wirtschaftszweigen und im gesamt- 
staatlichen Rahmen, eine Frage, die den fünf- 
ten Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 20. Juni 1960, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Beratung in einzelnen Wirtschaftszweigen 
und im gesamtstaatlichen Rahmen, 1960, bezeichnet 
wird. 

1. (1) Den innerstaatlichen Verhältnissen ent- 
sprechende Maßnahmen sollten getroffen werden 
zur Förderung einer wirksamen Beratung und Zu- 
sammenarbeit in einzelnen Wirtschaftszweigen und 
im gesamtstaatlichen Rahmen zwischen den Staats- 
organen und den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbänden sowie zwischen diesen Verbänden zu 
den in Absatz 4 und 5 bezeichncten Zwecken und 
in anderen von den Parteien allenfalls bestimmten 
Angelegenheiten gemeinsamen Interesses. 

(2) Bei der Durchführung dieser Maßnahmen 
sollte gegenüber diesen Verbänden und zwischen 
ihnen keinerlei Diskriminierung, wie etwa auf 
Grund der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens- 
bekenntnisses, der politischen Meinung oder der 
nationalen Abstammung ihrer Mitglieder, geübt 
werden. 

2. Diese Beratung und Zusammenarbeit sollte 
weder die Vereinigungsfreiheit noch die Rechte der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, ein- 
schließlich ihres Rechtes zu Kollektivverhandlungen, 
beeinträchtigen. 

3. In Übereinstimmung mit der innerstaatlichen 
Gewohnheit oder Praxis sollte diese Beratung und 


Zusammenarbeit sichergestellt oder erleichtert wer- 
den 

a) durch freiwillige Maßnahmen der Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände oder 

b) durch fördernde Maßnahmen der Staats- 
organe oder 

c) durch die Gesetzgebung oder 

d) durch irgendeine Verbindung dieser Ver- 
fahren. 

4. Allgemeines Ziel dieser Beratung und Zusam- 
menarbeit sollte die Förderung des gegenseitigen 
Verständnisses und guter Beziehungen zwischen 
den Staatsorganen und den Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbänden sowie zwischen diesen 
Verbänden sein, um die Gesamtwirtschaft oder ein- 
zelne Wirtschaftszweige zu entwickeln, die Arbeits- 
bedingungen zu verbessern und die Lebenshaltung 
zu heben. 

5. Diese Beratung und Zusammenarbeit sollte 
insbesondere darauf gerichtet sein, 

a) den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bänden die gemeinsame Prüfung von An- 
gelegenheiten von beiderseitigem Interesse 
zu ermöglichen mit dem Ziel, sich im 
weitestmöglichen Maße über deren Lösung 
zu einigen und 

b) sicherzustellen, daß die zuständigen Staats- 
organe die Arbeitgeber- und die Arbeit- 
nehmerverbände in geeigneter Weise um 
ihre Meinung, ihren Rat und ihre Mitarbeit 
in Angelegenheiten wie den folgenden er- 
suchen: 

i) Vorbereitung und Durchführung von 
Rechtsvorschriften, die die Interessen 
dieser Verbände berühren; 
ii) Errichtung und Tätigkeit innerstaat- 
lichen Stellen, die für Fragen wie die 
Organisation des Arbeitsmarktes, die 
berufliche Ausbildung und Umschu- 
lung, den Arbeitsschutz, die Unfallver- 
hütung und Arbeitshygiene, die Pro- 
duktivität, die soziale Sicherheit und 
die Wohlfahrt zuständig sind; 
j iii) Ausarbeitung und Durchführung von 

Plänen für die wirtschaftliche und so- 
I ziale Entwicklung. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 113 über die Beratung und Zusammenarbeit 
zwischen den Staatsorganen und den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
verbänden in einzelnen Wirtschaftszweigen und im gesamtstaatlichen 

Rahmen 


Die Empfehlung 113 hat die Beratung und Zu- 
sammenarbeit zwischen den Staatsorganen und den 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden zum Ge- 
genstand. Sie behandelt die Zusammenarbeit auf 
zwei verschiedenen Ebenen, nämlich einmal zwi- 
schen den Sozialpartnern untereinander (die so- 
genannte „zweigliedrige Zusammenarbeit") sowie 
die Zusammenarbeit zwischen den Sozialpartnern 
und dem Staat (die sogenannte „dreigliedrige Zu- 
sammenarbeit"). Die Empfehlung bezieht sich nur 
auf die Zusammenarbeit im gesamtstaatlichen Rah- 
men oder in einzelnen Wirtschaftszweigen. Sie be- 
trifft also nicht die Zusammenarbeit innerhalb des 
Betriebs, die bereits in der Empfehlung 94 (über 
Zusammenarbeit im Bereich des Betriebs, 1952) be- 
handelt worden ist. Sie bezieht sich ferner nicht auf 
die Zusammenarbeit in der Form der Kollektivver- 
träge, da diese Frage bereits den Gegenstand des 
Übereinkommens 98 (über Vereinigungsrecht und 
Recht zu Kollektiv Verhandlungen, 1949) sowie der 
Empfehlung 91 (über Gesamtarbeitsverträge, 1951) 
bildet. Sie betrifft auch nicht die freiwilligen Eini- 
gungs- und Schiedsverfahren, die in der Empfehlung 
92 (über freiwillige Einig ungs- und Schiedsverfah- 
ren, 1951) geregelt sind. 

Die Empfehlung enthält eine Reihe allgemeiner 
Grundsätze zur Frage der Zusammenarbeit in dem 
genannten Sinne. Den Kernpunkt bildet Artikel 1 
Abs. 1, der die Förderung der Zusammenarbeit nach 
Maßgabe der innerstaatlichen Verhältnisse empfiehlt; 
die folgenden Bestimmungen geben nähere Anhalts- 
punkte für die Durchführung dieser Empfehlung. 
Artikel 1 Abs. 2 enthält ein Verbot der Diskrimi- 
nierung aus Gründen der Rasse, des Geschlechts, 
des Glaubensbekenntnisses, der politischen Mei- 
nung oder der nationalen Abstammung. Die Aufzäh- 
lung dieser Kriterien entspricht der in dieser Frage 
vielfach üblichen internationalen Formulierung; sie 
stimmt im wesentlichen auch mit der Aufzählung 
in Artikel 1 Buchstabe d des — von der Bundes- 
republik ratifizierten - — Übereinkommens der IAO 
über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf (Übereinkommen 111) überein. Artikel 2 
hebt die Notwendigkeit der Wahrung der Vereini- 
gungsfreiheit hervor. Artikel 3 bringt einen Hin- 
weis auf die Methoden mit Hilfe derer eine Zusam- 
menarbeit herbeigeführt oder erleichtert werden 
kann. Die dort gegebene Skala geht von den frei- 
willigen Maßnahmen der beteiligten Verbände über 
die fördernden Maßnahmen des Staates bis zu den 
durch die Gesetzgebung festgelegten Formen der 


Zusammenarbeit; das Schwergewicht liegt hierbei 
bei den freiwilligen Maßnahmen der beteiligten 
Verbände, die deshalb an erster Stelle genannt sind. 
In Artikel 4 werden die allgemeinen Ziele der Zu- 
sammenarbeit behandelt. Hierbei v/ird insbesondere 
die Notwendigkeit der Förderung des gegenseitigen 
Verständnisses und guter Beziehungen zwischen 
den Sozialpartnern sowie zv/ischen den Staatsorga- 
nen und den Verbänden hervorgehoben. In Arti- 
kel 5 werden die praktischen Bereiche und Metho- 
den behandelt, die für eine Zusammenarbeit beson- 
ders in Frage kommen. Buchstabe a des Artikels 5 
behandelt die zweigliedrige Zusammenarbeit. Buch- 
stabe b betrifft Fragen der dreigliedrigen Zusam- 
menarbeit; erwähnt werden hier als Beispiele für 
i die Gebiete einer solchen Zusammenarbeit die Be- 
teiligung der Verbände an der Vorbereitung und 
; Durchführung der Rechtsvorschriften auf dem Ge- 
; biete der Sozialpolitik, ihre Beteiligung bei der 
; Schaffung und Verwaltung innerstaatlicher Einrich- 
I tungen auf den einzelnen Gebieten des sozialen Le- 
: bens sowie ihre Heranziehung bei der Amisarbeitung 
und Durchführung von Plänen für die wirtschaftliche 
j und soziale Entwicklung. 

Die Zusammenarbeit im Sinne der Empfehlung ist 
in der Bundesrepublik in hohem Maße entwickelt. 
Die zweigliedrige Zusammenarbeit auf dem Boden 
der durch das Grundgesetz (Artikel 9) gewähr- 
leisteten Koalitionsfreiheit ist im wesentlichen 
I Sache der Sozialpartner selbst. Sie wird von der 
Bundesregierung begrüßt und in geeigneter Weise 
1 gefördert. Was die dreigliedrige Zusammenarbeit 
: angeht, so ist die Anhörung der Sozialpartner bei 
I der Vorbereitung von Rechtsvorschriften auf sozial- 
; politischem Gebiet feste Praxis der Bundesregie- 
I rung; vielfach ist sie auch gesetzlich ausdrücklich 
I verankert (vgl. z. B. § 10 des Tarifvertragsgesetzes, 

I § 33 des Heimarbeitsgesetzes, § 11 des Gesetzes 
I über Arbeitnehmererfindungen, §§ 14 und 15 des 
I Arbeitsgerichtsgesetzes). In der Arbeits- und Sozial- 
! gerichtsbarkeit werden die ehrenamtlichen Richter 
aus Vorschlagslisten entnommen, die von den So- 
zialpartnern eingereicht werden §§ 20, 37, 43 Arbeits- 
gerichtsgesetz, §§ 13, 14, 35, 46 Sozialgerichtsgesetz). 
Häufig sind die Sozialpartner auch in Ausschüssen 
vertreten, die Aufgaben auf dem Gebiet der Sozial- 
politik oder des Arbeitslebens durchführen (vgl. 
z. B. § 5 des Tarifvertragsgesetzes, § 5 des Heim- 
arbeitsgesetzes, § 2 des Gesetzes über die Festset- 
zung von Mindestarbeitsbedingungen, § 18 des Ar- 
beitsgerichtsgesetzes, § 11 des Sozialgerichtsgeset- 
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zes, § 22 des Schwerbeschädigtengesetzes, § 24 der 
Gewerbeordnung), oder sie nehmen teil an Beiräten, 
die für bestimmte Gebiete der Sozialpolitik errichtet 
sind (z. B. dem Beirat für die Neuordnung der sozia- 
len Leistungen oder dem Beratenden Beirat für Ver- 
sorgungsrecht heim Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung). Sehr entwickelt ist in der Bun- 
desrepublik ferner die Art der Zusammenarbeit der 
Sozialpartner in der Form gemeinsamer Verwaltung 
öffentlicher Einrichtungen auf sozialem Gebiet unter 
dem Gesichtspunkt der Selbstverwaltung. Als Bei- ! 
spiele hierfür zu nennen sind insbesondere die Be- 
reiche der Arbeitsverwaltung und der Sozialver- I 
Sicherung. So sind die Organe der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
aus Vertretern der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
der öffentlichen Körperschaften zusammengesetzt. 
Die Sozialversicherungsträger haben das Recht der 
Selbstverwaltung bereits seit den Anfängen der 
deutschen Sozialversicherung zu Ende des 19. Jahr- 


hunderts. Ihre Selbstverwaltungsorgane setzen sich 
überwiegend paritätisch aus Vertretern der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer zusammen. 

Auch auf dem Gebiete der Wirtschaft haben die Ge- 
werkschaften neben den Wirtschaftsverbänden in 
einer Reihe von Verwaltungsgremien ein Vor- 
schlags- und Repräsentationsrecht. Auch so nehmen 
sie Einfluß auf die Ausarbeitung und Durchführung 
von Plänen für die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung (z. B. Beiräte und Sachverständigenaus- 
schüsse der Bundesstolle für den Warenverkehr der 
gewerblichen Wirtschaft, Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundesbahn, Verwaltungsrat der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau, Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
für Güterfernverkehr, Verwaltungsrat der Deut- 
schen Bundespost). 

Die Bundesregierung sieht unter diesen Umständen 
keinen Anlaß, den gesetzgebenden Körperschaften 
auf Grund der Empfehlung weitere Maßnahmen auf 
Bundesebene vorzuschlagen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 

Empfehlung 114 


Empfehlung betreffend den Schutz der Arbeitnehmer 
vor ionisierenden Strahlen 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 1. Juni 1960 zu ihrer vierundvierzigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh- 
men betreffend den Schutz der Arbeitnehmer 
vor ionisierenden Strahlen, eine Frage, die den 
vierten Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkom- 
mens über den Strahlenschutz, 1960, erhalten 
sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 22. Juni 1960, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend den Strahlenschutz, 1960, bezeichnet wird. 


1. Allgemeine Bestimmungen 

1. Diese Empfehlung sollte im Wege der Gesetz- 
gebung, durch zusammengefaßte Richtlinien für die 
Praxis oder mittels anderer geeigneter Maßnahmen 
durchgeführt werden. Bei der Durchführung der 
Empfehlung sollte die zuständige Stelle Vertreter 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anhören. 

2. (1) Diese Empfehlung gilt für alle Tätigkei- 
ten, bei denen Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit ioni- 
sierenden Strahlen ausgesetzt werden. 

(2) Diese Empfehlung gilt weder für diejenigen 
radioaktiven Stoffe in umschlossener oder offener 
Form noch für diejenigen ionisierende Strahlen er- 
zeugenden Geräte, welche auf Grund der gering- 
fügigen Dosen ionisierender Strahlen, die von ihnen 
empfangen werden können, nach einer der in Ab- 
satz 1 vorgesehenen Methoden zur Durchführung 
der Empfehlung von ihrer Anwendung ausgenom- 
men werden. 

3. Zum Zweck der Durchführung von Artikel 3 
Absatz 2 des Übereinkommens über den Strahlen- 
schutz, 1960, sollte jedes Mitglied die von der Inter- 
nationalen Kommis 3 ion für Strahlenschutz von Zeit 
zu Zeit herausgegebenen Empfehlungen und die 


von den anderen zuständigen Organisationen ange- 
nommenen Normen berücksichtigen. 


II. Höchstzulässige Werte 

4. Die in Artikel 6, 7 und 8 des Übereinkommens 
' über den Strahlenschutz, 1960, vorgesehenen Werte 

sollten unter Berücksichtigung der von Zeit zu Zeit 
von der Internationalen Kommission für Strahlen- 
schütz empfohlenen entsprechenden Werte festge- 
setzt werden. Ferner sollten die höchstzulässigen 
Konzentrationen von radioaktiven Stoffen in Luft 
und Wasser, die in den Körper gelangen können, 
auf der Grundlage dieser Werte festgesetzt werden. 

5. Alle zweckdienlichen Maßnahmen des kollek- 
tiven und persönlichen Schutzes sollten getroffen 
werden, damit die in Artikel 6, 7 und 8 des Über- 
einkommens über den Strahlenschutz, 1960, bezeich- 
neten höchstzulässigen Werte und die oben in Ab- 
satz 4 bezeichneten höchstzulässigen Konzentratio- 
nen von radioaktiven Stoffen in Luft und Wasser, 
die in den Körper gelangen können, nicht über- 

i schritten werden. 


III. Sachkundige Person 

6. Der Arbeitgeber sollte eine sachkundige Per- 
son beauftragen, Fragen des Schutzes vor ionisie- 
renden Strahlen für den Betrieb zu behandeln. 


IV. Schutzmaßnahmen 

7. (1) Sofern die Methoden des kollektiven 
Schutzes einen wirksamen Schutz gewährleisten, 
sollte ihnen der Vorzug gegeben werden, gleichviel 
ob es sich um Vorkehrungen materieller oder orga- 
nisatorischer Art handelt. 

(2) Falls die Methoden des kollektiven Schutzes 
nicht ausreichen, sollten sie durch persönliche 
Schutzausrüstungen und nach Bedarf durch andere 
geeignete Schutzmaßnahmen ergänzt werden. 

8. (1) Alle Schutzvorrichtungen und Schutzgeräte 
sollten in der Weise gestaltet oder abgeändert wer- 
den, daß sie den ihnen zugedachten Zweck erfüllen. 
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(2) Alle geeigneten Maßnahmen für die regeh ’ 
mäßige Überprüfung dieser Schutzvorrichtungen 1 
und Schutzgeräte sollten getroffen werden, um fest- | 
zustellen, ob ihr Zustand, ihr Aufstellungsort und , 
ihre Funktionsweise zufriedenstellend sind und ob ! 
sie den erforderlichen Schutz bieten; insbesondere 
sollten sie überprüft werden, bevor sie verwendet 
werden sowie nach jeder Änderung der Verwen- 
dungsweise, der Ausrüstung oder der Abschirmung. 

(3) Jeder an diesen Schutzvorrichtungen und 
Schutzgeräten festgestellte Mangel sollte unverzüg- ; 
lieh behoben werden; nötigenfalls sollte die An- ' 
läge, zu der sie gehören, unverzüglich bis zur Be- 
hebung des Mangels außer Betrieb gesetzt werden. | 

(4) Die zuständige Stelle sollte vorschreiben, 1 
daß die Hauptbestandteile der Schutzausrüstung und i 
insbesondere die Strahlenmeßgeräte in geeigneter | 
Weise und in regelmäßigen Zeitabständen über- 
prüft werden. 

9. (1) Arbeiten mit offenen radioaktiven Stoffen 
sollten mit aller durch ihre Toxizität gebotenen Vor- 
sicht ausgeführt werden. 

(2) Die anzuwendenden Methoden sollten so j 
gewählt werden, daß die Möglichkeit eines Eindrin- 
gens radioaktiver Stoffe in den Körper sowie die i 
Gefahr einer radioaktiven Kontaminierung auf ein l 
Mindestmaß beschränkt werden. ^ 

i 

10. Vorsorgliche Maßnahmen sollten getroffen 

werden, damit ! 

I 

a) jede Undichtigkeit oder jeder Bruch eines um- i 

schlossenen radioaktiven Stoffes, welche die Ge- | 
fahr einer radioaktiven Kontaminierung mit sich ] 
bringen können, so rasch als möglich entdeckt ' 
werden; j 

b) sofortige Maßnahmen gegen die Ausbreitung 

der radioaktiven Kontaminierung und andere 
Sicherheitsmaßnahmen, einschließlich von Maß- 
nahmen zur Dekontaminierung, ergriffen werden, 
wenn nötig unter sofortiger Mitarbeit aller be- | 
teiligten Stellen. j 

11. Die radioaktiven Stoffe, bei denen die Mög- ■ 

lichkeit besteht, daß Arbeitnehmer ionisierenden | 
Strahlen ausgesetzt werden, und die Orte, an denen i 
dies geschehen kann oder an denen Arbeitnehmer | 
einer radioaktiven Kontaminierung ausgesetzt wer- j 
den können, sollten, wo es angebracht ist, mittels j 
leicht erkennbarer Warnzeichen kenntlich gemacht j 
werden. j 

12. Uber alle umschlossenen oder offenen radio- 
aktiven Stoffe, die im Betrieb verwendet oder auf- 
bewahrt werden, sollte in zweckentsprechender 
Weise Buch geführt werden. 

13. (1) Die zuständige Stelle sollte jeden Arbeit- | 

geber oder Betrieb, der radioaktive Stoffe verwen- ! 
det oder in Besitz hat, verpflichten, in der von ihr j 
bestimmten Weise über die Verwendung dieser : 
Stoffe Bericht zu erstatten. | 


(2) Falls die genannten Stoffe nicht verwendet 
werden, sollten sie in der von der zuständigen 
Stelle bestimmten Weise aufbewahrt werden. 

14. Kein radioaktiver Stoff sollte ohne Anzeige 
an die zuständige Stelle in der von dieser gege- 
benenfalls verlangten Weise an einen anderen Ar- 
beitgeber oder Betrieb weitergegeben werden. 

15. (1) Wer Grund hat anzunehmen, daß ein 
radioaktiver Stoff verlorenging oder verlegt, ent- 
wendet oder beschädigt wurde, sollte dies unver- 
züglich der in Absatz 6 bezeichneten sachkundigen 
Person, oder, falls dies nicht möglich ist, einer an- 
deren verantwortlichen Person melden, die die 
erstere so rasch als möglich verständigt. 

(2) Bestätigt sich der Verlust, der Diebstahl 
oder die Beschädigung, so sollte dies der zuständigen 
Stelle unverzüglich angezeigt werden. 

16. Wegen der besonderen medizinischen Pro- 
bleme, welche die Beschäftigung von Frauen im ge- 
bärfähigen Alter bei Strahlenarbeiten aufwirft, 
sollten alle Vorsichtsmaßnahmen getroffen werden, 
um zu gewährleisten, daß sie nicht der Gefahr einer 
starken Bestrahlung ausgesetzt werden. 


V. Strahlenüberwachung 

17. (1) Zur Messung der Einwirkung ionisieren- 
der Strahlen und radioaktiver Stoffe, der die Arbeit- 
nehmer ausgesotzt werden, ist eine geeignete Über- 
wachung der Arbeitnehmer und der Arbeitsstätten 
durchzuführen, um festzustellen, daß die festgesetz- 
ten Werte eingehalten werden. 

(2) Im Falle einer Bestrahlung von außen 
sollte die überv\^achung mit Hilfe von Filmen, Dosi- 
metern oder anderen geeigneten Vorrichtungen er- 
folgen. 

(3) Im Falle einer Bestrahlung von innen 
sollte, wenn Gründe für die Annahme vorliegen, 
daß sie den höchstzulässigen Werten nahekommen 
kann oder sie überschritten hat, diese Überwachung 
die Ermittlung einschließen. 

a) der radioaktiven Kontaminierung, 

b) wenn möglich der Menge der im Körper vorhan- 
denen radioaktiven Stoffe. 

(4) Außer der Messung der Ganzkörperbe- 
strahlung sollte die Überwachung auch die Bestim- 
mung der Teilbestrahlung ermöglichen, die für den 
Organismus am schädlichsten ist. 

18. Die zuständige Stelle sollte überall, wo dies 
angebracht ist, Kontrollen zur Entdeckung einer 
Kontaminierung der Hände, des Körpers und der 
Kleidung der Personen, die einen Arbeitsplatz ver- 
verlassen, vorschreiben. 

19. Die mit der Überwachung der Arbeitnehmer 
nach den Bestimmungen des Übereinkommens über 
den Strahlenschutz, 1960, und dieser Empfehlung 
betrauten Personen sollten über die geeigneten 
Ausrüstungen und Mittel zur Durchführung ihrer 
Aufgabe verfügen. 
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VL Ärztliche Untersuchungen | 

20. Alle im Übereinkommen über den Strahlen- | 

schütz, 1960, vorgesehenen ärztlichen Untersuchun- | 
gen sollten von einem entsprechend qualifizierten ■ 
Arzt vorgenommen werden. i 

21. In den in Artikel 13 des Übereinkommens 

über den Strahlenschutz, 1960, vorgesehenen Fällen 
sollten alle notwendigen ärztlichen Spezialunter- ' 
suchungen vorgenommen werden. i 

22. Die in den vorstehenden Absätzen erwähnten | 
ärztlichen Untersuchungen sollten für die Arbeit- | 
nehmer mit keinerlei Kosten verbunden sein. 

23. Die Ärzte, welche diese ärztlichen Unter- 

suchungen vornehmen, sollten die Möglichkeit ha- 
ben, sich über die Arbeitsbedingungen der beteilig- 
ten Arbeitnehmer zu unterrichten, j 

i 

24. Für alle Arbeitnehmer, die sich diesen ärzt- 

lichen Untersuchungen unterziehen, sollten ärztliche 
Aufzeichnungen geführt und nach den Weisungen 
der zuständigen Stelle aufbewahrt werden. j 

25. Diese Aufzeichnungen sollten für das ganze 
Land genormt sein. 

26. Soweit möglich, sollten vollständige Auf- : 
Zeichnungen über alle Dosen geführt werden, die ! 
jeder Arbeitnehmer, auf den Absatz 24 Anwendung j 
findet, bei seiner Arbeit erhalten hat, damit die ku- 
mulierten Dosen im Hinblick auf seine Beschäfti- 
gung berücksichtigt werden können. 

27. Erscheint es auf Grund eines ärztlichen Gut- 
achtens im Sinne von Artikel 14 des Übereinkom- 
mens über den Strahlenschutz, 1960, als nicht rat- 
sam, daß ein Arbeitnehmer bei seiner normalen Be- 
schäftigung weiterhin ionisierenden Strahlen ausge- 
setzt wird, so sollten alle zumutbaren Anstrengun- 
gen unternommen werden, um diesem Arbeitneh- 
mer eine andere geeignete Beschäftigung zuzuwei- 
sen. 

VII. Aufsicht und Anzeigepflicht 

28. Den in Artikel 15 des Übereinkommens über 
den Strahlenschutz, 1960, bezeichneten Aufsichts- 
diensten sollte eine ausreichende Anzahl von Per- 
sonen angehören oder jederzeit zur Verfügung ste- 
hen, die mit den Gefahren der ionisierenden Strah- 
len vollständig vertraut und befähigt sind, in Strah- 
lenschutzfragen Rat zu erteilen. 

29. (1) Vertreter dieser Aufsichtsdienste sollten 
befugt sein, Maßnahmen zur Behebung der festge- 
stellten Mängel einer Betriebsanlage, eines Gerätes 


oder der Arbeitsverfahren zu veranlassen, die sie 
mit gutem Grund als eine Bedrohung der Gesund- 
heit oder der Sicherheit der Arbeitnehmer durch 
ionisierende Strahlen erachten. 

(2) Um solche Maßnahmen veranlassen zu 
können, sollten die Vertreter der Aufsichtsdienste 
befugt sein, vorbehaltlich jedes etwaigen gesetz- 
lichen Berufungsrechtes an eine Gerichts- oder Ver- 
waltungsbehörde, anzuordnen oder anordnen zu 
lassen, daß 

a) jene Änderungen an den Anlagen innerhalb 
einer bestimmten Frist ausgeführt werden, die 
zur genauen Einhaltung der Vorschriften über 
den Schutz der Gesundheit und die Sicherheit 
der Arbeitnehmer notwendig sind; 

b) sofort vollziehbare Maßnahmen getroffen wer- 
den, wenn die Gefahr für die Gesundheit und die 
Sicherheit der Arbeitnehmer dies erfordert, 

30. (1) Jedes Mitglied sollte Maßnahmen zur 
Überwachung der Verteilung und Verwendung von 
Quellen ionisierender Strahlen vorsehen, 

(2) Diese Maßnahmen sollten umfassen: 

a) die Anzeige an die zuständige Stelle in der von 
ihr bestimmten Weise betreffend die Lieferung 
solcher Quellen; 

b) die Anzeige an die zuständige Stelle in der von 
ihr bestimmten Weise betreffend die Art der Geräte 
oder Anlagen und die vorgesehenen Maßnah- 
men zum Schutz vor ionisierenden Strahlen, be- 
vor zum erstenmal Arbeiten ausgeführt werden, 
bei denen Arbeitnehmer ionisierenden Strahlen 
ausgesetzt werden, und bevor erhebliche Erwei- 
terungen oder Änderungen der Geräte oder Än- 
lageii vorgenommen werden, die ionisierende 
Strahlen aussenden oder Schutz vor solchen 
Strahlen bieten. 

31. Der Arbeitgeber sollte der zuständigen Stelle 
in der von ihr bestimmten Weise auch die endgül- 
tige Einstellung der Arbeiten anzeigen, bei denen 
Arbeitnehmer ionisierenden Strahlen ausgesetzt 
werden. 


VIII. Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern 

32. Die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer sollten 
alle Anstrengungen unternehmen, um bei der Durch- 
führung der Maßnahmen zum Schutz vor ionisieren- 
den Strahlen eine möglichst enge Zusammenarbeit 
sicherzustellen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 114 der Internationalen Arbeitsorganisation 
über den Schutz der Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen 


Die Empfehlung 114 bildet die Ergänzung zu 
dem auf der 44. Tagung der Internationalen Arbeits- 
konferenz angenommenen Übereinkommen lES betr. 
den Schutz der Arbeitnehmer vor ionisierenden 
Strahlen. Sie gilt ebenso wie das Übereinkom- 
men 115 für alle Tätigkeiten, bei denen Arbeit- 
nehmer bei ihrer Arbeit den Strahlen radioaktiver 
Stoffe sowie den Röntgenstrahlen ausgesetzt wer- 
den. Sie stellt eine Anzahl von zusätzlichen Forde- 
rungen auf, deren Aufnahme in das Übereinkom- 
men mit Rücksicht auf die rasche Entwicklung 
auf dem Gebiete des Strahlenschutzes, die eine 
elastischere Handhabung der Bestimmungen erfor- 
dert, nicht zweckdienlich erschien. 

Soweit die Empfehlung den Schutz der Beschäftigten 
vor Strahlen radioaktiver Stoffe einschließlich der 
radioaktiven Mineralien und der Kernbrennstoffe 
regelt, sind ihre Forderungen in der Bundesrepublik 
durch das Gesetz über die friedliche Verwendung 
der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefah- 
ren (Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (BGBl. I 
S. 814) sowie durch die Erste Strahlenschutzverord- 
nung vom 24. Juni 1960 (BGBl. I S. 430) erfüllt. 
Die in Absatz 32 geforderte enge Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Sicher- 
stellung des Strahlenschutzes wird durch das Be- 
triebsverfassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 
(BGBl. I S. 681) sowie durch die Personalvertre- 
tungsgesetze des Bundes und der Länder gewähr- 
leistet. 

Die Empfehlung erfaßt ferner den Schutz der Ar- 
beitnehmer vor Gefahren, die von Röntgenstrahlen 
ausgehen. Nach der gegenwärtigen Rechtslage in 
der Bundesrepublik wird der Schutz im nichtmedi- 
zinischen Bereich durch die Verordnung zum Schutze 
gegen Schädigungen durch Röntgenstrahlen und 
radioaktive Stoffe in nichtmedizinischen Betrieben 
(Röntgenverordnung vom 7. Februar 1941 [RGBl. I 
S. 88/162] i. d. F. der Verordnung vom 17. Januar 
1942 [RGBl. I S. 31]) wahrgenommen. Soweit die 


Verordnung den Umgang mit radioaktiven Stoffen 
. erfaßt, ist sie durch die Erste Strahlenschutzverord- 
nung außer Kraft gesetzt. 

Den Bestimmungen der Empfehlung wird die Rönt- 
genverordnung nicht gerecht; sie enthält insbeson- 
dere keine Vorschriften über die Sachkunde des für 
; den Strahlenschutz Verantwortlichen, über die lau- 
fende Überprüfung der Schutzvorrichtungen und 
Schutzgeräte sowie über die laufende Überwachung 
' der Arbeitnehmer durch Messung der Personen- 
I dosis. Ferner liegen die in der Röntgenverordnung 
, aufgeführten Personendosen erheblich über den 
i Werten, die von der Internationalen Kommission 
j für Strahlenschutz empfohlen werden und nach Ab- 
I Satz 4 der Empfehlung zu berücksichtigen sind. 

I Für den Schutz der Arbeitnehmer vor Gefahren 
I durch Röntgenstrahlen im medizinischen Bereich 
gibt es zur Zeit in der Bundesrepublik keine Rechts- 
I Verordnung. Der Schutz wird zur Zeit durch die von 
! der Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
' Wohlfahrtspflege erlassene Unfallverhütungsvor- 
; Schrift „Anwendung von Röntgenstrahlen in medi- 
zinischen (ärztlichen, zahnärztlichen und tierärzt- 
lichen) Betrieben'', Ausgabe 1953, geregelt. Die Vor- 
schriften der Empfehlung wurden durch diese 
I Unfallverhütungsvorschrift nicht erfüllt, insbeson- 
! dere nicht hinsichtlich der maximal zulässigen Per- 
I sonendosen, der ärztlichen Untersuchung durch ent- 
sprechend qualifizierte Arzte, der ärztlichen Auf- 
1 Zeichnungen über alle Dosen, die der Arbeitnehmer 
I bei seiner Arbeit empfangen hat sowie der zu tref- 
i fenden Vorsichtsmaßnahmen bei der Beschäftigung 
I von Frauen im gebärfähigen Alter bei Strahlen- 
I arbeiten. 

Die Bundesregierung bereitet den Entwurf einer 
I neuen Röntgenverordnung vor, die in Anlehnung 
I an die Empfehlungen der Internationalen Kommis- 
j sion für Strahlenschutz und die EURATOM-Grund- 
I normen den Bestimmungen der Empfehlung 114 
I Rechnung tragen soll. 
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